
 

 

Pressemitteilung 

Breite Allianz fordert Kindergrundsicherung von nächster Bundesregierung 

Repräsentative Forsa-Umfrage: 94 Prozent der Bevölkerung halten die Bekämpfung von 

Kinderarmut für wichtig 

Berlin, 23.08.2021 - In einer gemeinsamen Erklärung fordert eine breite Allianz von 22 

zivilgesellschaftlichen Organisationen, Verbänden und Gewerkschaften die Parteien auf, der 

Bekämpfung von Kinderarmut in der nächsten Wahlperiode höchste Priorität einzuräumen und 

eine Kindergrundsicherung einzuführen. „Die Kindergrundsicherung gehört in den nächsten 

Koalitionsvertrag und muss als prioritäres Vorhaben in der kommenden Legislaturperiode 

umgesetzt werden“, heißt es in der Erklärung. 

Die Idee einer Kindergrundsicherung findet auch in der Bevölkerung große Zustimmung. 76 

Prozent der Wahlberechtigten sind dafür, eine Kindergrundsicherung einzuführen. Selbst unter den 

Anhängern der CDU/CSU und FDP, die aktuell noch keine Kindergrundsicherung im 

Wahlprogramm haben, spricht sich jeweils eine deutliche Mehrheit von ebenfalls 76 Prozent 

beziehungsweise 67 Prozent für eine Kindergrundsicherung aus. Das hat eine aktuelle, 

repräsentative FORSA-Befragung von 1.018 Wahlberechtigten ergeben. Danach halten es 94 

Prozent der Befragten für wichtig, Kinderarmut zu bekämpfen. 

Angesichts der anhaltend hohen Kinderarmut und ihren gravierenden Auswirkungen auf Kinder 

und Jugendliche fordern die unterzeichnenden Organisationen eine große und umfassende 

Reform. „Die vielen familienbezogenen Leistungen erreichen ihr Ziel, Armut von Kindern zu 

vermeiden, nicht“, heißt es in der Erklärung. Auch die Anpassungen einzelner Leistungen hätten in 

der letzten Legislaturperiode keinen grundlegenden Durchbruch bei der Überwindung der 

Kinderarmut gebracht. 

Deshalb brauche es eine Kindergrundsicherung, die diesen Namen auch verdiene und bestimmten 

Anforderungen genüge, so die zentrale Forderung der Erklärung. So müsse die 

Kindergrundsicherung eine eigenständige Leistung für jedes Kind sein. Sie soll einfach, 

unbürokratisch und sozial gerecht sein: daher bündelt sie die vielen, unterschiedlichen Leistungen 

für Kinder in einer einzigen Leistung und zahlt sie direkt und automatisch aus, damit sie auch 

wirklich bei allen Kindern ankommt. Mit steigendem Einkommen der Eltern sinkt die Höhe der 

Kindergrundsicherung langsam auf einen Sockelbetrag ab. Zudem fordern die Organisationen in 

ihrer Erklärung, das Existenzminimum für Kinder und Jugendliche „neu und realistisch“ zu 

berechnen. Die Höhe der Kindergrundsicherung soll deutlich über den Hartz-IV-Leistungen für 

Kinder und Jugendliche liegen und die Bedarfe von Kindern und Jugendlichen wirklich abdecken.   

Die unterzeichnenden Organisationen sind überzeugt, nur mit einer Kindergrundsicherung kann 

das Ziel erreicht werden, Kinderarmut endlich wirklich zu überwinden. 

Eine Auflistung aller 22 unterzeichnenden Organisationen finden Sie unter der Erklärung 

„Gemeinsam gegen Kinderarmut: EINE für ALLE – Kindergrundsicherung jetzt!“. 
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Anlagen 

- Erklärung im Wortlaut: „Gemeinsam gegen Kinderarmut: EINE FÜR ALLE – 

Kindergrundsicherung jetzt!“ 

- Zusammenfassung der Ergebnisse der FORSA-Umfrage zum Thema 

Kinderarmut/Kindergrundsicherung (vom 16. bis 25. Juli 2021) 
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